
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Fabio De Masi, Jörg Cezanne,
Klaus Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 19/17625–

Offshore-Beteiligungen des Bundes
(Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf
Bundestagsdrucksache 19/4163)

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Bundesregierung hat im September 2018 Auskunft über mittel- und un-
mittelbare Beteiligungen des Bundes an Unternehmen in „Steueroasen“ bzw. 
„Offshore-Zentren“ gegeben. Zur Bewertung der Entwicklung der entsprech-
enden Beteiligungen im Zeitverlauf sollen aktualisierte Daten erfragt werden. 
Auch werden Fragen nach den Unternehmen Deutsche Post und Deutsche Te-
lekom erneuert, da deren öffentlich zugängliche Daten nicht alle erfragten Ele-
mente abdecken. Überdies verwies die Bundesregierung in ihrer vorherigen 
Antwort auf eine laufende Prüfung bezüglich der Grundsätze für gute Beteili-
gungsführung, was nach Auffassung der Fragesteller Fragen nach Ergebnissen 
und Schlussfolgerungen der Prüfung aufwirft.

Für die Beantwortung der Nachfragen bitten die Fragesteller um Übermittlung 
des Stands zum 31. Dezember 2019 bzw. zum nächstmöglichen Datum. Zur 
Minimierung des Antwortaufwands der Bundesregierung bitten die Fragestel-
ler um eine Begrenzung der Definition von „Steueroase“ bzw. „Offshore-
Zentrum“ im Vergleich zu Bundestagsdrucksache 19/4163 auf folgende Staa-
ten und Territorien:

Bahamas, Bahrain, Barbados, Bermuda, British Virgin Islands, Cayman Is-
lands, Cyprus, Gibraltar, Hong Kong, Ireland, Jersey, Liechtenstein, Luxem-
bourg, Malta, Mauritius, Netherlands, Panama, Singapore, St. Kitts and Nevis, 
Switzerland, United Arab Emirates.

Als einzige Hinzufügung wird der US-Staat Delaware aufgrund der dort gel-
tenden Normen des Steuer- und Gesellschaftsrechts erbeten (https://www.fa
z.net/aktuell/wirtschaft/panama-papers/steueroase-in-usa-delaware-bekannt-fu
er-briefkastenfirmen-14170987.html?printPagedArticle=true#pageIndex_2).

Hinsichtlich der Abgrenzung mittelbarer Beteiligungen wird hingegen eine 
Darstellung nach Kenntnis der Bundesregierung jenseits der Definition des 
Bundesbeteiligungsberichts von gleichzeitigem Anteilsbesitz in Höhe von 
25 Prozent und Nennkapital in Höhe von 50 000 Euro erbeten, um neben Fäl-
len wie der oben genannten Deutschen Post auch Unternehmen wie die Com-
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merzbank und deren Tochterunternehmen abzudecken, die durch Auswertung 
öffentlicher Länderberichte in den Zusammenhang mit Steueroptimierung ge-
stellt wurden (https://www.fairfinanceguide.de/media/373621/opening-the-va
ults-final-report-english.pdf).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Bundesregierung weist darauf hin, dass es keine einheitliche internationale 
Definition der Begriffe „Steueroasen“ bzw. „Offshore-(Finanz)Zentrum“ gibt. 
Die Bundesregierung macht sich daher bei der Beantwortung der Anfrage auch 
nicht die Definition bzw. die Qualifikation der Fragesteller zu eigen, die in ihrer 
Einführung eine bestimmte Ländergruppe als „Steueroasen“ bzw. „Offshore-
Zentrum“ bezeichnet.
Die zur Beantwortung der Fragen 1 bis 4 erforderlichen Angaben wurden im 
Rahmen einer Abfrage von den beteiligungsführenden Ressorts bei den von 
ihnen verwalteten unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungen, wie sie von 
den Ressorts zu Kapitel B-N des Beteiligungsberichts 2019 (noch nicht veröf-
fentlicht) gemeldet wurden. Dabei wurden als Tochterunternehmen im Sinne 
der Fragestellung alle Tochter-, Enkelgesellschaften usw. der Bundes-
beteiligungen erfasst, an denen zum Stichtag 31. Dezember 2019 eine Beteili-
gung des jeweils mittelnden Unternehmens in Höhe von mindestens 25 Prozent 
bestand und deren Nennkapital mindestens einem 50.000 Euro entsprechenden 
Betrag in Landeswährung beträgt.

1. Welche Unternehmen, an denen der Bund mittel- oder unmittelbar betei-
ligt ist, haben ihren Sitz, Tochterunternehmen oder steuerliche Betriebs-
stätten in einem der in der Vorbemerkung der Fragesteller genannten Staa-
ten und Gebiete (bitte Beteiligungen nach Staat oder Gebiet, Art und Um-
fang in Prozent und Euro auflisten; bei mittelbaren Beteiligungen bitte zu-
dem angeben, über welches Unternehmen mit direkter Bundesbeteiligung 
und in welcher Beteiligungsebene die Beteiligung erfolgt)?

2. Welche der in Frage 1 fallenden Unternehmen operieren in den am Ende 
der Einführung genannten Staaten und Gebieten nach Kenntnis der 
Bundesregierung zumindest in Teilen aus Gründen der Steueroptimierung 
(bitte entsprechend Anlage 1 auf Bundestagsdrucksache 19/4163 kenn-
zeichnen)?

Die Fragen 1 und 2 werden im Interesse einer übersichtlichen Darstellung zu-
sammen beantwortet.
Keines der Unternehmen gemäß Kapitel B-N des Beteiligungsberichts hat sei-
nen Sitz in einem der im Antrag genannten Staaten oder Gebiete.
Die Unternehmen, die Tochterunternehmen oder steuerlichen Betriebsstätten in 
einem der am Ende der Einführung genannten Staaten und Gebiete haben, sind 
mit den dazu erbetenen Angaben in der als Anlage 1* beigefügten Tabelle auf-
gelistet. Ausgenommen sind die Beteiligungen an der Deutsche Post AG, der 
Deutsche Telekom AG, der Commerzbank AG und der pbb – Deutsche Pfand-
briefbank AG. An diesen Unternehmen hält der Bund jeweils nur eine Minder-
heitsbeteiligung. Die Unternehmen veröffentlichen gemäß § 285 Nr. 11b HGB 
im Anhang zu ihrem Jahresabschluss sowie gemäß § 313 Absatz 2 HGB als Er-
läuterung zur ihrer Konzernbilanz Angaben zu ihrem Beteiligungsbesitz, die als 
Anlagen 2 bis 5* beigefügt sind. Anteilsbesitz in einzelnen der in der Kleinen 
Anfrage genannten Staaten oder Gebiete ergibt sich daraus nur für die Deutsche 

* Von einer Drucklegung der Anlagen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/18643 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Post AG, die Commerzbank AG und die Deutsche Telekom AG. Darüberhi-
nausgehende Informationen zum Anteilsbesitz dieser vier Unternehmen liegen 
der Bundesregierung nicht vor und fallen, da es sich um Minderheitsbeteiligun-
gen des Bundes handelt, auch nicht in den Zuständigkeits- und Verantwortungs-
bereich der Bundesregierung. Die Deutsche Investitions- und Entwicklungsge-
sellschaft mbH (DEG) wurde, entsprechend der von den Fragestellern in Bezug 
genommenen Antwort in Bundestagsdrucksache 19/4163, in der als Anlage 1 
beigefügten Tabelle von der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), deren 
Tochtergesellschaft sie ist, gesondert dargestellt.
Die Angabe des Grades der mittelbaren Beteiligung in der Spalte „Art der Be-
teiligung“ (Spalte 4) bezeichnet die Anzahl der Gesellschaften zwischen der 
mittelnden Bundesbeteiligung (Spalte 2) und der in dem jeweiligen Staat oder 
Gebiet ansässigen Tochterunternehmen (Spalte 3) in der Beteiligungskette.

3. Wie viele Beschäftigte (nominal oder Vollzeitäquivalente, bitte kennzeich-
nen) haben die in Frage 1 fallenden Unternehmen jeweils nach Kenntnis 
der Bundesregierung (bitte auflisten)?

Die Mitarbeiterzahlen der Unternehmen mit Bundesbeteiligung, für die Beteili-
gungen in einem der im Antrag genannten Staaten und Gebiete gemeldet wur-
den bzw. aus öffentlichen Quellen erkennbar sind, ergeben sich aus der nachfol-
genden Übersicht. Die Angaben beziehen sich jeweils zum Stand 31. Dezember 
2019 und sind nominal angegeben.

Unternehmen nach Frage 1 Anzahl der Mitarbeiter
Commerzbank AG 48.512
DEG – Deutsche Investitions- und 
Entwicklungsgesellschaft mbH

627

Deutsche Bahn AG 323.944
Deutsche Flugsicherung GmbH 6.052
Deutsche Post AG 546.924
Deutsche Telekom AG 210.533
FMS Wertmanagement AöR 112
Deutsche Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit GmbH (GIZ)

22.199

4. Wie hoch war der Durchschnitt der effektiven Ertragssteuersätze der in 
Frage 1 fallenden Unternehmen nach Kenntnis der Bundesregierung in 
den Jahren 2014 bis 2019 jeweils in den in der Vorbemerkung der Frage-
steller genannten Staaten und Gebieten (bitte nach Staaten und Gebieten 
sowie Jahren aufschlüsseln)?

Die mit Frage 4 erbetenen durchschnittlichen effektiven Ertragsteuersätze 
(staatenbezogen) sind, soweit eine offene Beantwortung zulässig ist, in der als 
Anlage 6* beigefügten Tabelle zusammengestellt. Dafür wurde der Quotient – 
angegeben in Prozent – aus der Summe der im jeweiligen Staat auf alle genann-
ten Unternehmen entfallenden Ertragsteueraufwände (tatsächliche und latente 
Ertragsteuern) und der Summe der handelsrechtlichen Ergebnisse („Gewinne“) 
vor Ertragsteuern all dieser Unternehmen in diesem Staat ermittelt.
Hinsichtlich der Minderheitsbeteiligungen des Bundes an der Deutsche Post 
AG und der Commerzbank AG liegt der Gegenstand der Frage außerhalb des 
Zuständigkeits- und Verantwortungsbereich der Bundesregierung, so dass Be-

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/18643 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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teiligungen dieser Unternehmen nicht in die Berechnung eingeflossen sind. Die 
unternehmensbezogenen Grundlagen für die Besteuerung von Tochterunterneh-
men in den verschiedenen Staaten, in denen sich diese Unternehmen betätigen, 
liegen in der alleinigen Verantwortung der Geschäftsführung.
Die Bundesregierung weist darauf hin, dass die angegebenen Zahlen aus ver-
schiedenen Gründen nur begrenzte Aussagekraft haben. Die Unternehmen, de-
ren Daten in die Berechnung der Durchschnittswerte eingeflossen sind, unter-
scheiden sich hinsichtlich ihrer Größe, Struktur und Ertragslage. Die Ertragsla-
ge eines Unternehmens kann zudem in Abhängigkeit von der wirtschaftlichen 
Situation des Unternehmens und Einmaleffekten durch besondere Umstände in 
einzelnen Geschäftsjahren variieren. Dies hat Auswirkung auf die zu zahlenden 
Ertragsteuern. Auch bestanden nicht alle in die Berechnung eingeflossenen Be-
teiligungen im gesamten maßgeblichen Zeitraum. Darüber hinaus können Än-
derungen des ausländischen Steuerrechts zu erheblichen Einmaleffekten für 
einzelne Unternehmen bzw. Veranlagungszeiträume führen.
Für die verschiedenen Staaten bzw. Gebiete ergab die Abfrage, dass dort je-
weils nur ein Tochterunternehmen bzw. eine steuerliche Betriebsstätte von Un-
ternehmen mit Bundesbeteiligung besteht. In diesen Fällen lässt sich kein ech-
ter Durchschnittswert ermitteln. Vielmehr beinhalten die entsprechenden Anga-
ben den konkreten Ertragsteuersatz des jeweils betroffenen Unternehmens. Das 
gilt auch in jenen Fällen, in denen die Angaben zu einem Unternehmen mit ei-
genem operativem Geschäft mit Angaben zu Unternehmen zusammentrifft, die 
aufgrund ihrer Struktur als Fonds oder Holdinggesellschaft keine eigenen Ge-
winne erzielt und bei denen daher keine Ertragsteuern anfallen.
Die Ertragsteuersätze eines Unternehmens stellen eine sehr sensible Informati-
on dar, die Rückschlüsse auf die unternehmerische Tätigkeit dieser Unterneh-
men, auf Abschreibungen usw. zulassen. Es besteht die Möglichkeit, dass bei 
Veröffentlichung dieser Information Dritte ihr Verhalten im Wettbewerb zum 
Nachteil der betroffenen Unternehmen ausrichten. Dadurch könnten sich das 
Geschäftsergebnis dieser Unternehmen und der Unternehmenswert nachteilig 
entwickeln. Die betreffenden Informationen stellen daher von der Bundesregie-
rung zu schützende Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse. Aus diesem Grund 
wurden nach sorgfältiger Abwägung des Informationsinteresses der Abgeord-
neten des Deutschen Bundestags gegen die angesprochenen Geheimschutz-
interessen die erbetenen Informationen als Verschlusssache „VS – Nur für den 
Dienstgebrauch“ eingestuft, so dass diese Teile der Antwort in Anlage 6 nicht 
angegeben sind und in Anlage 7 als Verschlusssache „VS – Nur für den Dienst-
gebrauch“ übermittelt werden.*

* Das Bundesministerium der Finanzen hat die Antwort als „VS – Nur für den Dienstgebrauch“ eingestuft. Die Antwort 
ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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5. Welche Ergebnisse hat die in der Antwort zu Frage 6 auf Bundestags-
drucksache 19/4163 erwähnte Prüfung des Bundesministeriums der Finan-
zen zur Aufnahme einer Bestimmung zur Vermeidung aggressiver Strate-
gien zur Steuervermeidung bzw. Steuerminderung im Rahmen der Aktua-
lisierung der Grundsätze für gute Beteiligungsführung ergeben?

6. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus den in der Fra-
ge 5 genannten Ergebnissen, und welche konkreten Umsetzungsschritte 
wurden in der Zwischenzeit unternommen bzw. sind für welchen Zeit-
punkt in der Zukunft geplant?

Die Fragen 5 und 6 werden im Zusammenhang beantwortet.
Der Entwurf einer Neufassung der Grundsätze guter Unternehmens- und akti-
ver Beteiligungsführung wird derzeit zwischen den Ressorts abgestimmt. Der 
Willensbildungsprozess der Bundesregierung ist daher noch nicht abgeschlos-
sen. Ein konkreter Termin für eine Beschlussfassung des Bundeskabinetts ist 
noch nicht festgelegt.
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